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Der Nahverkehrsplan (2009) des Landkreises 
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Ein leitung  

Zur Umsetzung der UN-Behindertenkonvention hat der Gesetzgeber eine politische Ziel-

bestimmung in der zum 01.01.2013 in Kraft getretenen Novelle des Personenbeförderungs-

gesetzes (PBefG) verankert. Demnach soll die Nutzung des öffentlichen 

Personennahverkehrs (ÖPNV) für in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkte 

Menschen bis zum 01. Januar 2022 barrierefrei möglich sein. Um der Zielbestimmung in § 8 

Abs. 3 PBefG nachzukommen, wurden alle Bushaltestellen im Landkreis Sigmaringen 

erfasst und in einem Haltestellenkataster dokumentiert.  

Aspekte wie die momentane bauliche Ausführung, die Ausstattung der Haltestelle, 

Fahrgastinformation etc. aber auch Faktoren wie die Lage der Haltestelle, der 

Einzugsbereich, die Erschließungsaufgabe, die Nachfrageintensität, das Nachfragepotenzial, 

und weitere wurden aufgenommen.  

Auf Grundlage dieser Ausstattungs- und Auslastungsmerkmale sowie aufgrund definierter 

Kriterien und Standards zur Barrierefreiheit im Landkreis wurden Maßnahmenempfehlungen 

entwickelt, die die Baulastträger und Verkehrsunternehmen dabei unterstützen, die 

Anforderungen der Barrierefreiheit zu erfüllen. Sie erleichtern die gezielte und einheitliche 

Umsetzung von Maßnahmen vor Ort und bilden bei zukünftigen Planungen die Basis. 
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Die Haltestellen wurden in ein Geoinformationssystem (GIS) übernommen und in einer 

Datenbank aufbereitet. Die empfohlenen Maßnahmen sind ebenfalls je Haltestellenmast in 

der GIS-Datenbank abrufbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Haltestellenkataster GIS-Datenbank 

 

Neben der baulichen Gestaltung der Haltestelleninfrastruktur ist die Gestaltung und 

Ausstattung der Fahrzeuge ebenfalls ein wichtiges Handlungsfeld zur Schaffung der 

Barrierefreiheit im ÖPNV.  
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I. Teilfortschreibung  

1. Voraussetzungen der Barrierefreiheit  

1.1 Ausgangssituation und gesetzliche Grundlagen 

Barrierefreiheit wird in § 4 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) definiert. Hiernach sind 

bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, 

Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und 

Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche barrierefrei, wenn 

sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere 

Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind.  

Gemäß § 8 Abs. 3 PBefG �K�D�W�� ���«���� �G�H�U��Nahverkehrsplan die Belange der in ihrer Mobilität 

oder sensorisch eingeschränkten Menschen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nutzung 

des öffentlichen Personennahverkehrs bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige 

Barrierefreiheit zu erreichen. Die in Satz 3 genannte Frist gilt nicht, sofern in dem 

Nahverkehrsplan Ausnahmen konkret benannt und begründet werden. Im Nahverkehrsplan 

werden Aussagen über zeitliche Vorgaben und erforderliche Maßnahmen getroffen. ���«���� 

Verdeutlicht wird dies auch in § 8 Abs. 5 BGG. Hiernach sind sonstige bauliche oder andere 

Anlagen, öffentliche Wege, Plätze und Straßen sowie öffentlich zugängliche 

Verkehrsanlagen und Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr nach Maßgabe 

der einschlägigen Rechtsvorschriften des Bundes barrierefrei zu gestalten. 

Der Gesetzestext trifft somit lediglich Aussagen darüber, dass  Haltestellen sowie deren 

Zuwegung etc. vom Straßenbaulastträger auszubauen sind und setzt eine zeitliche Frist. Die 

nähere Ausgestaltung der zeitlichen Fristen und die erforderlichen Maßnahmen sind durch 

den Aufgabenträger ÖPNV im Nahverkehrsplan zu konkretisieren.  

Da die Fragestellung, wie  Haltestellen auszubauen sind, sowohl im PBefG als auch im 

ÖPNVG offen gelassen werden, sind etliche Handlungsempfehlungen abgeleitet worden, 

nach denen unser Haltestellenkataster sowie die dazugehörigen Maßnahmenblätter 

entworfen worden sind.  

Zudem lässt der Gesetzestext Ausnahmen zu, die konkret benannt und begründet werden. 

Jeder infrage stehende Einzelfall muss demnach seinen berechtigten Grund haben, nicht 

ausgebaut zu werden. Ausnahmen können also nicht generell bspw. als Kategorie D 

benannt werden. Vielmehr müssen im Nahverkehrsplan die berechtigten Gründe für eine 
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Ausnahme festgelegt werden. Die Haltestellen sind dann einzelfallbezogen auf diese 

Ausnahmen zu prüfen. 

 

1.2 Zielgruppe 

Barrierefreiheit erleichtert die Nutzung des ÖPNVs und bietet somit mehr Komfort und 

Zugänglichkeit für alle Fahrgäste. Wie bereits erwähnt, soll die Barrierefreiheit �Ä�L�Q�� �L�K�U�H�U��

Mobilität und sensorisch eingeschränkten �0�H�Q�V�F�K�H�Q�³�� �H�U�U�H�L�F�K�H�Q��und kommt 

dementsprechend nicht nur behinderten Menschen und Menschen mit Rollstuhl sondern 

auch Blinden und Gehörlosen sowie älteren Personen zugute. Auch Personen, die nur 

vorübergehend betroffen sind, wie beispielsweise werdende Mütter, Kinder und Fahrgäste 

mit kleinen Kindern, Kinderwagen, Fahrrädern oder Personen mit Traglasten müssen 

einbezogen werden und profitieren von der Barrierefreiheit (Abb. 1).  

 

Abbildung 2: Formen mobilitätseingeschränkter Personen (Quelle: H BVA, Bild 1) 




